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"Massenskiunterricht ",ein Lichtbildervortrag für Lehrpersonen .DieSek- ¬
tion„WienerLehrer "desDeutschenundOesterreichischenAlpenvereines
veranstaltetam10 .NovemberdiesesJahresimElektrétechnischenInstitut
WienIV . ,Gusshausstrasse25 ,Hörsaal3 ,umSiebenUhrabendseinenLicht
bildervortragunterdemTitel"Massenskiunterricht".DervorerwähnteVors
trag wirdüber Einladungder gefertigten SektionvondemAltmeisterder
SkitechnikMathiasZdarskydemSchöpferderLilienfeldertschnikundder
Lilienfelderbindung,dernichtnurin Oesterreich,sondernauchimAus-¬
landeals einerdergrösstenundbedeutendstenSkimeistergilt ,gehalten-¬
DerWienerStadtschulrat machtdie Lehrerschaft besondersauf diesenVor

tragaufmerksam.

DieAbfindungdesehemaligenGeneraldirektorsAlexanderWeiner.Vordem
Verwaltungsgerichtshofhatam2 .NovemberunterdemVorsitzedesPräsi-¬
denten Dr .Schuster eine interessante Verhandlung stattgefunden .Gegen - ¬

stand des Streites wardie Frage ,ob die vonder AllgemeinenOesterrei -¬
chischenBoden-Credit-Anstaltin WienanihrenehemaligenGeneraldirek¬
tor AlexanderWeinerausgezahlte Abfindungvon100 . 000Dollar derFür- ¬
sorgeabgabeunterliegt .DerMagistrathatte denStandpunkteingenommen,

dassdieSteuerpflichtgegebensei ,weilGeneraldirektorWeinervonder
Boden=Credit -Anstaltnocheine jährliche Pensionvon25 . 375Dollarbe¬

ziehe ,weshalbdie100. 000DollarnichtalseineAbfertigung,sondern
als eine der Fürsorgeabgabe unterworfene Entlohnung aufzufassen sei ,In

deröffentlichenmündlichenVerhandlung führte der Vertreterder
Boden=Credit-AnstaltDr .ErnstSchlesingeraus ,dassGeneraldirektor
Weinerals Mitglieddes Verwaltungsratesbei einer ReihevonUnternehmun

gen ,die der Boden- Cretit - Anstaltnahestehen ,die kommerzielleTätigkeit

undgeschäftlicheGebahrungzukontrollierenhatte .BeiseinemAusscheü-¬
denaus der Boden- CreditAnstalt sei ihmfür denEntgangdesEinkommens
ausdenvertraglichgewährleistetenVerwaltungsratsstelleneineangemes-¬
seneEntschädigunggebotenworden .DieAbfindungssummevon100,000Dol-¬
lar ( 700 . 000Schilling )sei daher keine Entlohnungfür eineTätigkeit
sondernvielmehrdie Ablösungfür die Unterlassungdieser Tätigkeitin
derZukunft.NachdemGesetzeüberdieFürsorgeabgabeseiesunzulässig,
das Entgeld für die Nichtausübung einer Tätigkeit als steuerpflichtåg

zuerklären.DerVertreterderGemeindeWienObermagistratsratDr.Maly
erwiderte ,dassauchdieBezügederVerwaltungsräteeinerAktiengesell-¬
schaftabgabepflichtigseien ,dadie Verwaltungsrätebei demselbststän-¬
digen Bestande des Gesellschaftsvermögens diesem gegenüber als ffæemdeAr- ¬

beitskräftezubetrachtenseien .DieAbfindungssummekönneaberauch
nichtals Abfertigunggewertetwerden.Dazumangekihr derZweck,die

Existensmöglichkeitzu sichern .In dieser Beziehungsei schondurchdie
demGeneraldirektorWeinergewährtehoheJahrespensionvon25. 375Dolw
lar ( 177 . 625Schilling )vorgesorgt .DieweitereZahlungvon100. 000

DollarkönnealsonurdenCharaktereinesabgabepflichtigenLohnesha
ben .Daran vermag auch der Umstand nichts zu ändern ,dass die Unterneh¬

mungaufdiebezahlteArbeitskraftfreiwilligverzichtet .Schliesslich
bleibeja auchder währenddesUrlaubesausbezahlteGehaltabgabepflich
tig .Der Verwaltungsgerichtshof hat die BeschwerdederBoden- Credit

AnstaltgegendieVorschreibungderFürsorgeabgabeabgewiesenundin
der Begründungfolgendes hervorgehobens" Nachdemsozialen Zweckedes
Fürsorgeabgabegesetzessind alle Vergütungenan fremdeArbeitskräfte
der Abgabezu unterziehen ,ohneRücksichtdarauf ,ob vonderUnterneh
mungüberdie Arbeitskraftpositivodernegativverfügtwird .Wennda¬
her die beschwerdeführendeFirma es für geboten erachtet hat ,denGe- ¬

neraldirektorimInteresse ihres Erwerbsunternehmensaus seinemWirkung
kreis zu entfernen ,seine Arbeitskraft daher stille zu legen ,sosind

Verfügungen
auch solche Verfügungen/über die Apbeitskraft und müssen die hiefür

ausbezahltenBeträgederAbgabeunterzogenwerden .Voneinerabgabe¬
freien AbfertigungkannimBeschwerdefallenicht die Redesein ,dasie
nicht die Existensmöglichkeit des Generaldirektors sicherstellen

soll ,wofürdurchausreichendePensionsbezügevorgesorgtwurde .Der
einmaligeVergütungsbetragverfolgtabereinenganzanderenZweck,
nämlichein Entgelt dafür zu sein ,dass demGeneraldirektorWeinerge
wisseBezügeals BerwaltungsratbeidenKonzernunternehmungenentge
hen ,aufdie er aufGrunddesDienstvertragesAnspruchhatte " .Diese
EntscheidungdesVerwaltungsgerichtshofesist vongrosserprinzipiel
ler BedeutungundbewirktimvorliegendenEinzelfallefürdieGemein
deeineEinnahmevon59 . 500Schilling .

EntfallendeSprechstunde.AmDonnerstag,denh .Novemberentfälltdie
SprechstundebeimstädtischenWohlfahrtsreferentenStadtratProfessor
Dr .Tandler .
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